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Nr. 26. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
29. Sitzung vom 15. Januar. 

Präfident von Bennigſen eröffnet die 
Sitzung um 10 / Uhr. 

Vom Abg. Frhrn. v. Heereman iſt ein Antrag 
eingegangen, die Regierung aufzufordern, daß fie 
ihre Mitglieder zum Bundesrathe dahin inſtruire, 
daß ſie dem dem Bundesrathe vorgelegten Geſetzent⸗ 
wurfe wegen Beſchränkung der Redefreiheit der Reichs ⸗ 
tagsmitglieder nicht zuſtimmen. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der Etats⸗Berathung. 


a. Etat der Staatsarchive. 

Die einmaligen und außerordentlichen Aus- 
gaben werden in Höhe von 208,500 Mark 
nach dem Antrage der Budger-Kommiſſion be⸗ 
willigt. 


b. Etat des Kultusminiſteriums. 

Bie Berathung über Kap. 124 (Gymnaſien 
und Realſchulen) wird fortgeſezt und beginnt mit 
Tit. 2 (Zuſchüſſe für die vom Staate zu uaterhol⸗ 
tenden Anſtalten und Fonds.) Bes 

Abg. Dr. Petri bringt die baulichen Ber 
bältniſſe des Gymnaſtums zu Wiesbaden zur 
Sprache. 

Abg. Freiherr v. Minnigerode beſpricht 
die Verhältniſſe des Gymnaſtums zu Elbing, und 
richtet an die Regterung die Anfrage, ob ein Neubau 
deſſelben baldigſt in Ausſicht ehe. Er bitte, bei 
dieſem Neubaue auf eine angemeſſene Schülerzah 
Rückſicht nehmen zu wollen. 

Reg. Komm. Miniſterialdirektor Greiff if 
dem Vorredner dankbar für die gegebene Anregung. 
Die Regierung erkenne das Bedürfniß für einen Ne ı- 
bau durchaus an und liege gegenwärtig die Frage 
zur Erwägung vor, inwieweit dem Bedürfniß Rech⸗ 
nung getragen werden könne. 

Abg. von Jazbzewski verweiſt auf die 
traurigen Zuſtände des Gymnaſiums zu Konitz, deſſen 
Räumlichkeiten jo beſchränkt ſeien, daß der Religions 
unterricht außerhalb des Gymusſiums ertheilt wer⸗ 
den muß. 

Tit. 2 und 3 werden genehmigt. 

Bei Tit 4 (Zuſchüſſe für andert, vom Staate 
zu unterhaltende Lehranſtalten) nimmt Abg. Frhr. 
v. Hammerſtein (konſ.) Veranlaſſung, die Auf⸗ 
merkſamkett des Hauſes auf einen Fall hinzulenken, 
der vor Kurzem auch die konſervative Preſſe be⸗ 
ſchäftigt hat. Der Oberlehrer Dr. Müller an der 
Realſchule in Lippſtadt hat nämlich beim natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Unterricht den Inhalt des alten 
Teſtaments über die Entſtehung der Welt für Hirn⸗ 
geſpinnſte, die Dreieinigkeit für Vielgötterel erklärt. 
Das Wort: „Am Anfang war das Wort“ hat er 
verkehrt in die Worte: „Am Anfang war der 
Kohlenſtoff“. Der Lehrer Müller, jo fügt Redner 
hinzu, hat dieſe Mittheilung nicht etwa im hiſtoel⸗ 
ſchen Intereſſe gemacht, ſondern er wollte den Kin⸗ 
dern eine richtige Anſchauung der Wärmetheorie bei- 
bringen. Wenn es zugelaſſen wird, jugendliche 
Schüler in ſolcher Weiſe in den Materialismus ein⸗ 
zuführen, ſo trägt auch die Schule die Verantwor⸗ 
tung dafür, wenn in unſerem Vaterlande eine Ge⸗ 
neration heranwächſt, die den Nihilismus, Atheis⸗ 
mus und Matertalismus als ihr Ideal betrachtet. 
Ich richte deshalb an die Regierung die Anfrage, 
ob ihr dieſer Fall bekannt iſt und ob fie bereit iſt, 
Remevur zu ſchaffen, Damit die Jugend vor 
einem ſolchen demoraliſtrenden Unterricht bewahrt 
bleibe. 

Reg.-Komm. Geh. Rath Stauder: Die 
Regierung hit von dieſem Falle Kenntniß genommen 
und ich habe bei Gelegenbeit der Reviſton der Real⸗ 
ſchule in Lippftadt Gelegenheit genommen, die That⸗ 
lad: näher feſtzuſtellen. Es iſt allerdings richtig, 
aß Dr. Müller den Schülern mehrfach aus Carus 
Sterne vorgetragen, und ich habe aus meiner Un⸗ 
terredung mit ihm auch den Eindruck gewonnen, 
daß dies in der Schule nicht vorgetragen werden 
dürfe. Ich habe deshalb auch Namens des Herrn 
Miniſters ausdrücklich erklärt, daß Theorien, Hypo⸗ 
theſen nicht in die Schule gehören. Da aber Dr. 
Müller in Bezug auf feine techniſche Thätigkeit ein 
tüchtiger Lehrer iſt, welcher ſich bemüht, die dor⸗ 
tige Realſchule auf eine geiſtige Höhe zu brin⸗ 
gen, und da außerdem der evangeliſche und der 
katholiſche Pfarrer des Orts ihm das Zeugniß eines 
durchaus ſittlichen Mannes au“ geſtellt, ſo hat die 


Regierung geglaubt, es bei einer Rüge bewenden zu 
laſſen. Pflicht, mich über die Vorwürfe auszuſprechen, die 

Abg. Miquel wünſcht, daß für die Folge, meiner Amtsführung vom religiöſen Standpunkt aus 
beſonders für die Gemeinden, von den dreijährigen] gemacht werden, jetzt nachkomme, jo will ich heute 
Schuletats Abſtand genommen werde. nur auf den Vorwurf eingehen, daß meine Verwal⸗ 

Reg.⸗Komm. Greiff verſpricht, diefe wich- tung die Erziehung in der Volks ſchule, insbeſondere 
tige Frage des Näheren in Erwägung ziehen zu] die Grundlage derſelben, die religlöſe Erziehung, 
wollen. vernachläſſigt und ich die eingetretenen oder noch zu 

Tit. 4—8 werden genehmigt. erwartenden Folgen davon zu vertreten habe. In 

Bei Tit. 9 Zuſchüſſe zur Unterhaltung höhe⸗J Bezug auf dieſen Vorwurf hat das Centrum hier 
rer Mädchenſchulen 80,000 Mk.) beſchwert ſich] und in der Preſſe auch an Evangeliſchen Verbün⸗ 
Abg. Dauzenberg darüber, daß die Mädchen-] dete gefunden. Ich erinnere an gewiſſe evangeliſche 
ſchulen, die an Stelle der früheren katholiſchen In- Kirchenzeitungen, an den jo oft citirten „Reichs 
ſtitute getreten find, in einem dem Katholizismus] boten“, der den Herren vom Centrum als Autorität 
widerſprechenden Geiſte geleitet würden, daß man] güt. Zwar iſt man häufig ſo gut, zu ſagen, man 
die Errichtung katholiſcher Mädchenſchulen in katho⸗ traue mir zu, daß ich das nicht gewollt habe. Ein 
liſchen Gegenden erſchwere. Er hoffe, daß bald eine ſchlechter Troſt, nicht viel beſſer als das Vertrauen, 
Zeit kommen werde, wo eine geſundere Anſchauung das Herr Windthorſt meiner Perſon gewährt, aber 
wieder Plaß greifen, wo die Schule wieder in chriſt⸗Tmeinem „Generalſtabe“ verweigert. Habe ich doch 
lich religiöbſem Geiſt nach den Anſchauungen der dieſe verehrten Männer an meine Seite berufen, 
Konfeſſton geleitet werden wird. Bis dahin könne weil ich fie als tüchtig und als Hülfsarbeiter in 
ſeine Partei nur durch ein negatives Votum pro- meinem Sinne kannte, deren Rath ich höre, ohne 
teſtiren. Seine Freunde und er werden deshalb ge- Jan ibn gebunden zu ſein, well ich es mir von der 


gen dieſe Poſition ſtimmen. 


erſten Stunde meiner Amts verwaltung an zur Pflicht 


Reg.⸗Komm. Geh. Rath Schneider wi. gemacht habe, die Verantwortung, die mir obliegt, 


derſpricht den Ausführungen des Vorredners. 


Es nicht blos formel fein zu laſſen, ſondern materiell. 


ſci falſch, daß die Regierung den katholiſchen Schu⸗ (Sehr gut!) Darum trage ich alſo für ihren Rath 


len gegenüber ſich abwehrend verhält. 
liſche Schulen, beiſplelsweiſe die in Glatz, erhal⸗ 


Auch katho⸗ wiederum die Verantwortung, alſo auch für das, 


was ich angeblich nicht gewollt habe. Der Vorwurf 


ten Staatsunterſtützung. Der Errichtung katholiſcher ar ſchwer und gegen mich in zu erorbitanter 


Schulen würden Schwierigkeiten nicht bereitet, es 
fehle nur in den meiſten Fällen an der Gen igtheit 
zur Errichtung ſolcher Schulen. Was das Ver- 
trauen zu den neuen Anſtalten anlange, ſo ſeien 
dieſe Anſtalten nech neu, dieſelben müßten ſich das 


Vertrauen ſchrittweiſe erobern. Er verwe 
reits eine Schülerzahl von über 300 aufweiſe, währ 
rend ſie früher nur ungefähr die Hälfte betragen 
habe. Die Regierung lege der Erziehung des weib⸗ 
lichen Geſchlechts eine große Bedeutung bei und ſei 
daher gerne bereit, dieſe Anſtalten durch Staats- 
mittel zu fördern. 


Ag. Dr. Schläger konſtatirt aus feiner 


Heimathsprovinz Hannover, daß die neuen Schulen 
auch in der katholiſchen Bevölkerung allmälig einer 
unbefangenen Beurtheilung ſich erfreuen. Man er⸗ 
kenne an, daß die Regierung nichts weniger als 
den katholtſchen Inlereſſen entgegenzutreten beabſich⸗ 
tige. Redner wünſcht eine genauere Detaillirung der 
Verwendung der ausgeworſenen Summen. 

Abg. Thieſing bringt die Schulverhält⸗ 
niſſe in Neiſſe zur Sprache. Dort ſei an Stelle 
der aufgtlöſten katholiſchen Anſtalt zum Hohne der 
katholtſchen Bevölkerung der evangeliſchen Schule 
eine Subvention überwieſen worden. Die Errich⸗ 
tung einer neuen katholiſchen Mädchenſchule ſei da⸗ 


durch auf Hinderniſſe geſtoßen, daß die Regierung f 


in Oppeln die Konzeſſion verweigert habe. 

Geh. Rath Schneider erwidert, daß in 
Neiſſe eine Privalſchule für Mädchen beſteht, deren 
Letter allerdings. dem evangeliſchen Bekenntniſſe an ⸗ 
gehört, ſich aber in den weiteſten Kreiſen eines un⸗ 
begrenzten Vertrauens erfreut. Diem Manne ſeien 
zur Erweiterung der Schule die Mittel gegeben wor⸗ 
den, ſpeziell zur Anſtellung eines wiſſenſchaftlich ge⸗ 
bildeten katholiſchen Lehrers. Der Religionsunter⸗ 
richt werde ertheilt durch einen Lehrer, welcher an 
der katholiſchen Elementarſchule angeſtellt iſt. 
glaube, daß die Schule allen Erforderniſſen ent- 
ſpricht. Was die Frage betrifft, wie auf andere 
Weiſe für die aufgelöſte Anſtalt Er ſatz geſchaffen 
werden könne, ſo erkenne die Regierung die Bedürf⸗ 
nißfrage an und fie werde, wenn der Vorſteher der 
neu zu errichtenden Schule den Erforderniſſen ent⸗ 
ſpricht, die Angelegenheit ſorgfältig prüfen und da⸗ 
nach ihre Entſcheldung treffen. Vom Standpunkte 
der Bedürfnißfrage werde, das könne er verſichern, 
eine Verneinung nicht erfolgen. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen: Ich bedauere 
gegen eine Poſition ſtimmen zu müſſen, welche für 
den Unterricht beſtimmt iſt. Ich kann aber nicht 
dafür ſtimmen, weil eine jede Garantie für eine zu⸗ 
treffende Verwendung derſelben fehlt, und weil ich 
nicht anerkennen kann, daß die religisſe Erziehung 
in dieſen neuen Anſtalten gefördert wird. 

Nachdem ſodann noch Abg. Dauzenberg 
ſich gegen die Ausführungen des Regierungs Kom⸗ 
miſſars erklärt, wird die Diskuſſion geſchloſſen und 


Tit. 9, ſowie die übrigen Titel des Kap. 124 ge⸗ 


nehmigt. 


eiſe erhoben worden, mit dem Zuſatz, ich zerſtöre 
die Religion, ich ruinire das Chriſtenthum, als daß 
ich die Gelegenheit nicht ergreifen müßte, um rund 
über dieſe Dinge zu ſprechen, nicht mit Redeussr⸗ 
en, ſondern mit Thatſachen. Man hat die Reor⸗ 
iſation des preußiſchen Volksſchulweſens ianer⸗ 
der letzten 6 Jahre in Verbindung gebracht 
mit der Sozialdemokratie, ja ein angeſehenes Blatt 
iſt ſo weit gegangen, in nicht gar verblümter Weiſe 
meine Amtsverwaltung für die That des unſeligen 
Hödel verantwortlich zu machen! Während doch 
diejenigen Perſonen, welche jene Störung des ſilt⸗ 
lichen Bewußtſeins in der Nation repräſentiren, ſich 
in einem Lebensalter befinden, in welchem die gegen ⸗ 
wärtige Unterrichtsverwaltung keinen Einfluß auf ſie 
geübt hat. (Sehr richtig!) Denn das Reichegeſetz 
fordert 25 Jahre für den Wähler und der jüngſte 
von denen, der im vorigen Jahre die Ziffer der ſo⸗ 
ztaldemokratiſchen Wähler auf 500,000 zu erhöhen 
beigetragen bat, it vor langer als 10 Jahren aus 
der Volksſchule ausgeſchieden und meine Verwaltung 
dauert in wenigen Tagen 7 Jahre. Auch befinden 
ſich unter den Wählern zum Reichslag nur äußerſt 
wenige Lehrer, die unter meiner Verwaltung in 
einem Seminar ausgebildet ſind. Was den Hödel 
ſelbſt betrifft, ſo fand er ſeinen Unterricht zuerſt in 
Leipzig und dann in einer Erziehungsanſtalt zu 
Zeitz, in welcher die Beſtimmungen der Negulatine 
reng eingehalten wurden. (Hört, links) Als ich 
gehört hatte, daß dieſer Menſch gegenüber dem 
Stadtgerichts-Präſidenten ſich gerühmt habe, 100 
Lieder auswendig zu können, habe ich den Geheim⸗ 
Rath Schneider zu dem Präſidenten geſchickt, und 
er hat Gelegenheit gehabt, fih über die Wahrheit 
oder Unwahrheit dieſer Behauptung zu vergewiſſern. 
Er hat gefunden, daß das religiöfe Wiſſen Hödel's 
in Bezug auf Katechismus, Sprüche und Lieder ſehr 
beträchtlich war. (Bewegung.) Wo blelbt da der 
nichtsnußige Vorwurf, daß ich für ſolche Thaten 
verantwortlich ſei? Nun, meine Herren, fährt der 
Miniſter fort, mein Beſtreben iſt es geweſen, die 
Liebe zur Religion wiederherzuſtellen (Lachen im 
Centrum, Unruhe, Rufe links: Ruhe!) und jene 
traurigen Folgen zu beſeitigen durch Vermeh⸗ 
rung und Verbeſſerung der Schulen, entſprechende 
Lehrer und Anweiſung zur Ertheilung eines 
ehr fruchtbringenden Religions - Unterrichtes. — 


Ich habe im Jutereſſe der Erziehung gebandelt, 
wenn ich ein Hauptaugenmerk meines Beſtrebens 
darauf richtete, die überfüllten Klaſſen allmählich 
iu normalen Klaſſen zurückzuführen. Dieſe ſchwere 
Aufgabe kommt ihrer Löſung immer näher; es 
ſtehen jetzt etwa 4000 vorſchriftsmäßig geprüfte 
Lehrer mehr zu Dienſten, als vor ſechs Jahren. 
Der Lehrer kann jetzt die Schüler überſehen und 
indlviduell auf ſie einwirken. Ungefähr 400,000 
Kinder haben in der famoſen Aera Falk einen er⸗ 
neblich wirkenden Uaterricht erhalten, den fie vorher 
entbehren mußten. (Sehr gut.) Die Angrelfer be⸗ 
| Haupien, von den jetzt ausgebildeten Lehrern könne 


man die richtige Wirkung auf die Zöglinge der 


Kultusminiſter Dr. Falk: Wenn ich meiner] Volksſchule nicht erwarten, weil die Zahl der Re⸗ 


ligionsſtunden in den Seminaren vermindert und 
durch Stunden anderen Inhalts erſetzt worden ſei. 
Das entſpricht der Forderung der Landesvertretung 
und ſpeziell des Abgeordnetenhauſes. Der materielle 
Grund war, daß die Lebens bedürfniſſe unſeres Vol⸗ 
kes, die Entwickelung der Induſtrie, die ſtarke Be⸗ 
wegung in der Bevölkerung es dem Staate zur 
Pflicht gemacht haben, für ausreichend gebildete 
Volksſchullehrer zu ſorgen. Man hat die Gefahr 
erkannt, welche der Geſellſchaft aus dem Zug er⸗ 
werbsunfähiger und urtheilsloſer Menſchen nach den 
großen Städten erwächſt. Die religiöje Erziehung 
iſt nicht vernachläſſigt, die Seminarregulative fordern 
daſſelbe wie ehedem, nur ein Zwang, wie früher, 
zur regelmäßigen Theilnahme an den Sakramenten 
wird nicht mehr geübt. Auch andere Unterrichts⸗ 
ſtunden haben in der oberſten Stufe eine Reduktion 
erfahren. Das Correlat dafür findet ſich in dem 
praktiſchen Unterricht, welchen dieſe Seminariſten in 
allen Gegenſtänden ertheilen müſſen. Für die Ver⸗ 
minderung der Religionsſtunden find verſchiedene / 
Aequivalente geſchaffen, welche früher nicht beſtanden 
beſonders die Aufnahmebeſtimmungen für das Se⸗ 
minar. Die Regulative beſchäftigen ſich faſt nur 
mit den evangeliſchen Schulen, ich brauche deshalb 
Jynen nur in Bezug auf dieſe das Farit mitzu⸗ 
theilen. Jetzt werden 10 Lieder weniger zum Ler⸗ 
nen vorgeſchrieben als bisher, es wird jetzt nicht 
verlangt, daß der in das Seminar eintretende Pra- 
parand die bibliſche Geſchichte und die Sonntags⸗ 
evangelien memorirt habe, die Zahl der zu lernenden 
Bibelſprüche iſt nicht mehr fixirt, dagegen ſind die 
nicht blos gedächtniß mäßigen Anforderungen in der 
Religion erheblich geſteigert. Die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen fordern auch in Bezug auf die katho⸗ 
liſche Reltgion von dem Präparanden mehr, als 
bisger je verlangt worden if. Kein sinziger Se⸗ 
minariſt — katholiſch oder cvangeliſch — kann die 
Leyrer⸗Entlaſſungs⸗Piüfung beleben, wenn er nicht 
in der Religion beſtanden hat. Dadurch werden 
doch die Vorwürfe recht abgeſchwächt. Es iſt 
typiſch der Vorwurf erhoben worden, daß die 
jetzige Seminacbildung nichts tauge, das feie man 


an ihten Früchten, an den jüngeren Lehrern, 
d. h. nicht Lehrer von jüngerem Lebensalter, 
ſondern Lehrer, welche ausgebildet find, nach 


den allgemeinen Beſtimmungen des Miniſters Falk. 
Wenn aber von ſolchen jüngeren Lehrern die Rede 
fein kann, jo find ſie eiſt früheſtens 1876 aus dem 
Seminar abgegangen und deren Zahl iſt eine recht 
kleine. Wo ich aber von einem Vorwurf gegen die 
jüngeren Lehrer zu erfahren bekomme, ſo gehe ich 
den Thatſachen nach, aber ich kann ſagen, im Sinne 
des Ausdrucks iſt die Ausbeute eine herzlich geringe 
geweſen. Meine Herren, womit wird denn der Vor⸗ 
wurf begründet, daß ein Lehrer nichts leiſtet? Zu⸗ 
nächſt in feinem Beruf. Nun beſteht eine Anord⸗ 
nung, daß die Lehrer früheſtens nach 2 und fpäte- 
ſtens nach 5 Jahren eine Wiederholungsprüfung 
machen ſollen, und ich habe ſeſtſtellen laſſen, wie 
piele von jenen Lehrern, die im Jahre 1876 das 
Seminar verlaſſen, ſchon die Prüfung beſtanden haben. 
Da bat ſich herausgeſtellt, daß der Durchſchnitt in 
der ganzen Monarchie nur ein zehntel Prozent durch⸗ 
gefallener Lehrer angiebt, während die Ziffern in Be⸗ 
ziehung auf das Alter wahrhaft glänzend ſind. Der 
Vorwurf it aiſo nicht beſtätigt, ſondern widerlegt. 
Die ſchweren Disziplinarfälle haben ſich in den letz⸗ 
ten Jahren nicht vermehrt; diejenigen, welche an 
die höhere Inſtanz, das Staateminiſtertum, gehen, 
haben ſich ſogar vermindert. Die Lebensalter ſind 
für die Frage, ob mehr oder weniger Disziplinar⸗ 
fälle vorkommen, ganz gleichgiltig. Wenn nun fo 
die Dinge einander gegenüderſtehen, wo iſt da die 
erziehliche Seite mehr wahrgenommen, in der alten 
Zeit oder in der Zeit, die die Aera Falk genannt 
wird? Weil die allgemeinen Beſtimmungen den 
Verſuch machen, zu ſcheiden zwiſchen demjenigen, was 
der Schule und dem, was der Kirche angehört, ſo 
iſt verordnet, daß die 3 erſten Hauptſtücke des klei⸗ 
nen Katechismus der Schule, die anveren dem Kon⸗ 
firmanden⸗Unterricht zugewiejen ſeien. Es war vor 
Jahren, daß ich von dem konſervativen Herrn von 
Gottberg wegen Beſchränkung des Gedächtnißwerkes 
angegriffen wurde. Ich habe ihm damals ſchon er⸗ 
widern können, daß dieſe Beſtimmung ſich nicht allein 
auf den Religlonsunterricht, ſondern auch auf alle 
andern Unterrichtsmaterialien beziehe und daß ich 
mit melnen Maßnahmen die Richtung der Inner⸗ 
lichkeit verfolge. Ich kaun nur wiederholen: Es 


mmt nicht auf die Quantität des refigiöfen Wiſ⸗ lich, in Folge einer von der „Magdeb. Zeitung“] Erregung demnächſt ruhigeren Erwägungen Raum tarſchullehrer zu den Gemelndeabgaben abermals be⸗ 
ſens, es kommt darauf an, daß das, was gelehrt] mitgetheilten angeblichen Aeußerung unſeres Kron geben, welche ſich vor allem Anderen auf die Frage fürwortet und zwar ſollen dieſelben mit ihrem 
wird, auch verſtanden werde und in Fleiſch und] prinzen über die Stellung Preußens zur braunſchwel zu richten haben werden: iſt für Aenderun⸗ ganzen Dienſteinkommen herangezogen werden 
Blut übergede. (Sehr gut!) Das habe ich mitt gischen Erbfolgefrage habe die Redaktion des „Ta- [gen der Reichstags Disziplin ein lönnen, in der Weiſe, daß bei einem Dienſteinkom⸗ 
meinen Beſtimmungen gewollt im Gegenſatz zu dem geblatts“ jene Mittheilung an das literariſche Bu⸗[ dringendes Bedürfniß vorhanden? men bis zu 1500 Mark 2 Prozent Steuer, bei 
früheren Standpunkte. In einer ſozialdemokrati-[reau des preußiſchen Staatsminiſteriums geſande, Wird dieſe Frage bejaht, fo wird ſich gewiß einem Einkommen über 1500 Mark eine Steuer 
ſchen Zeitung wurde einmal geſagt, dieſe Beſtim- in der Erwartung, daß im Falle der Unbegründe -auch die Verſtändigung über die von dem] bis zu 4 Prozent für zuläſſig erklärt wird. — 
mungen ſeien ein neuer Verſuch, die morſchen Säu⸗ heit ein Dementi erfolgen werde. Da dies nicht] Kanzler vorgeſchlagenen Maßregeln zur Abhülfe, | Die Kommiſſion empfiehlt noch, die Aufforderung 
len des Staates und der Geſellſchaft zu ſtützen und] geſchehen, jo dürfe man annehmen, daß jene Aeuß⸗ welche zuvörderſt der Prüfung des Bundesraths un⸗ an die Staatsregierung zu richten, daß dieſelbe auf 
es wurde hinzugeſetzt: ein Verſuch, der der Sozial⸗[rung wirklich gefallen ſei. Es bedarf kaum dir terliegen, erreichen laſſeu. Für die Löſung jener] die Bildung von weiteren Schul⸗ und Armen⸗Ver⸗ 
demokratie gefährlicher ſein könne, als die Weiter⸗ Erwähnung, daß dieſe Schlußfolgerung ganz unbe | Borfrage iſt es nun von günſtiger Vorbedeutung, bänden in allen ſolchen Fällen hinwirken möge, in 
führung des Erztehungsweſens nach den Regulativen | rechtigt iſt. Außerhalb der Re aktion des Braus- daß ſchon in nitten der augenblicklichen Erregung] denen durch induſtrielle Anlagen in einer Gemeinde 
— ich denke, Unrecht hatte das Blatt nicht. (Leb- ſchweiger Blattes wird Nit mand glauben, eine be⸗ neben den konſervativen Blättern auch eine Anzahl] die Schul und Armenlaſt in Nachbargemeinden we⸗ 
hafter Beifall.) liebige Zeitung brauche nur einen beliebigen Aus- bedeutender Organe der nationalliberalen Partei] ſentlich erhöht wird. 

Abg. Mabraun: Der Abg. v. Jazd⸗ ſchnitt an das literariſche Bureau zu ſenden, um theilweiſe im ausdrücklichen Gegenſatze gegen die — Der bisherige Spezial⸗Kommiſſarius und 
zewski hat ſeine Behauptung, daß die Schul⸗In⸗ über wichtige Staatsvorgänge authentiſche Auskunft kurzweg ablehnende Haltung anderer Blätter das] kommiſſariſche Hülfsarbeiter bei der Regierung in 
ſpektoren maſchinenmäßige Schulmeiſter ſeien, die der zu erhalten. Die erwähnte Zuſendung an das Bu- Bedürfniß zur Erweiterung der disziplinartſchen Ge- | Schleswig, Regierungsrath Ku aß, iſt als Mitglied 
Regierung einen phraſenhaften Humbug vormachen, reau iſt in der That erfolgt, aber Jeder, der einen walt des Reichstages über feine Mitglieder offen] in das Kollegium der General⸗Kommiſſion zu Star- 
durch Nichts bewieſen. Ich ſchleudere deshalb die-| Begriff von Staatsverhältntſſen hat, wird wiſſen, und entſchieden anerkennt. gard berufen worden. 
ſen Vorwurf auf ihn zurück; er will dem Lande] daß die Entſchtidung über die Angemefjenheit und — Zum Schluſſe eines Berichtes über die — In dem Haufe Fiſcherſtraße 14 hlerſelbſt 
einen Humbug vormachen (Unruhe) Durch die] Opportunität einer Erörterung derartiger Fragen Sitzungen des Abgeordneten hauſes ſchreibt die „Prov.-⸗[wohnte ein Arbeiter mit Frau und Schwägerin. 
Präfdialverfügung vom 27. Oktober 1873 iR die] und alſo auch über die Klarſtellung thatſächlicher] Correſp.“: Diefelben wurden von den Haus bewohnern am Mon- 
genügende Berückſichtigung des Unterrichts in der Momente nicht immer von fo einfachen Erwägungen „Die Berathungen des Kultusetats werden] tag zuletzt geſehen, während des ganzen nächſten 
polniſchen Sprache in allen Schulen Poſens gewähr- abhängt, daß aus dem Schweigen ohne Wiiteres noch mehrere Sitzungen in Anſpruch nehmen. Die] Tages aber nicht Nachdem der Briefträger geſtern 
leiſtet; ſollſen von unteren Beamten Mißgriffe vor- konkludente Schlüſſe auf die Lage der Sache zu zle⸗ Eiatsberathungen überhaupt, namentlich die Exörte- | mehrmals vergeblich angeklopft hatte, wurde die 
kommen, jo möge man die Klagen darüber vor die hen wären. Es muß ein für alle Mal bemerkt] rungen, welche ſich an die in der Burget Kommis- Thüre gewaltſam geöffnet und fand man die drei 
hͤchſten Inſtanzen bringen. werden, daß das literariſche Bureau auf ein ſolchts ſion vorberathenen Abschnitte, beſonders an den noch | Perſonen an Koblendunſt erftidt. 

Abg. Berger: Alle Parteien des Haufes | Frage- und Antwortfpiel ſich unter keinen Umſtän⸗ zu erſtattenden Generalbericht über die allgemeinen — Der „General-Anzeiger“ bringt einen Ar- 
ſind dem Miniſter Falk für gewiſſe Veränderungen, den einlaſſen könnte. Budgetfragen knüpfen werden, dürften ſich noch weit tikel, in welchem er ſich gegen den Vorwurf, unfltt- 
welche die Elementarſchule durch ihn erfahren hat, Ein Telegramm des „Montags blatts“ will] in den Monat Februar erſtrecken. Daneben bleibt, liche Injerten aufgenommen zu haben, dadurch zu 
dankbar, z. B. für die Vermehrung der Schulen, wiſſen, der deutſche Botſchafter in Wien habe ſich abgeſehen von allen anderen Vorlagen, vor Allem verwahren ſucht, daß er behauptet, auch in unſeren 
die Aufbeſſerung der Lehrergehälter, Erweiterung der zum Grafen Andraſſy begeben, um dieſen zu einer die ganze Reihe von Iynſtizgeſetzen zu erledigen, de⸗ Blättern würde dergleichen aufgenommen. Wir ha⸗ 
Schulgebäude. Dagegen find im Unterricht die] Einwirkung auf die öſterreichtſche Preſſe dahin zu] ren Vereinbarung behufs Durchführung der Reichs⸗ | den dem gegenüber nur zu erwidern, daß in unſe⸗ 
tele oft zu hoch geſteckt und die Schüler überlaftet. | veranlaſſen, daß dieſelbe ihr Urtheil über innere geſetze eine unabweilsliche Nothwendigkeit if. In- rem Geſchaft das ganze Perſonal den ſtrengſten Be- 

1 Beziehung auf die religiöſe Erziehung endlich] Angelegenheiten Deutſchlands mäßige. Das Tele⸗ zwiſchen rückt mit gleicher Nothwendigkeit die Eröff- fehl hat, jede irgendwie anſtößlge unſtttliche An⸗ 
olgt der Minifter ein ſebr ſchädliches Syſtem. gramm beruht auf müßiger Erfindung. Die Hal- nung der Reichstagsſeſſton heran, welche namentlich] nonce nicht aufzunehmen. Daß trotzdem bet den 
Die Völker Europas haben ſich in zwei große Par- tung der Wiener Preſſe, namentlich aus Anlaß des mit Rückſicht auf die rechtzeitige Feſtſtellung des] Tauſenden von Jnſerten theils durch Unachtſamkeit, 
eien geſpalten; die Einen glauben noch an die Drei- | Geſetzentwurfs über die Strafgewalt des Reichstags, Reichs haushaltsctats und die Beſchlußnahme des theils durch Unkenntniß des Perſonals verein 
znigkeit, die Menſchwerdung Gottes durch feinen | woran nämlich jenes Telegrammf anknüpft, iſt nicht Reichstags in Betreff des Handelsdertrages mit helte Fälle vorkommen, in denen dergleichen 
Sohn, deſſen Kreuztgung und Wlederauferſtezung mit einer Silbe Gegenſtand diplomatiſcher Erörte-] Oeſterreich ſchwerlich über den 12. Februar hinaus- gleichwohl feinen Weg in die Blätter findet, iſt lei⸗ 
ꝛc; die Andern negiren ditſe pofitiven Lehren des rungen geweſen. Man darf allerdings wohl $ geſchoben werden kann.“ 5 der unvermeidlich. Indeſſen iſt auch ſo in jedem 
Chriſtenthums. Dieſer zweiten Partei gehört der ausſetzen, daß ver öſterreichiſch⸗ungarſſchen Regle⸗ — Die heute ausgegebene „Prov.⸗Korreſp.“] Falle, der zu unſerer Kenntniß gekommen, jede wei⸗ 
Miniſter an, und die Lehrer neigen ſich bereits dem⸗ . eg er Wiener Preſſe äußert fi über den Ausfall der Senatswahlen in tere Aufnahme einer ſo eingeſchlichenen Inſerte in⸗ 
ſelben Standpunkte zu. Wir aber wollen gehorſame einent Zeipflichen und miderwärtigeh Eindruck macht. Frankreich wie folgt: bibirt und dieſelbe unterdrückt. Aber nicht um dieſe 
Söhne der Kirche und gehorſame Unterthanen dess Der diesſettige Geſandte am däntſchen Hofe „Die befriedigte und gehoben: Stimmung] unvermeidlichen vereinzelten Fälle, aus denen Nie- 
Staates ſein und bilden. wird ſich in einigen Tagen wieder auf feinen Po- hat in den Neuwahlen zum Senat kükſchievenen mand dem „General-Anzeiger“ einen Vorwurf ge⸗ 

Geh. Rath Schneider bemerkt, daß der ſten in Kopenhagen begeben. Ausdruck gefunden: die republikaniſchen Parteictde macht hät e, handelt es ſich. Etwas ganz anderes 
Vorredner wenig Thatſächliches vorgebracht habe. Nach den beim Reichseiſenbahnamt zufanmnen- haben eine Mehrhett von über 50 Stimmen im iſt es leider, wenn ſich dergleichen Inſerten in dem 
Sollte einmal ein Mißgriff gemacht ugden ſeln, fo | geſtellteg⸗Meſultaten über die auf aſſung der] Senate erlangt. So find denn nunmehr die bei-| „General Anzeiger“ in einer Rummer oft du bend- 
jet jedenfalls Remedur eingetreten. Aufſichtsbehörden vorgenommene Unterſuchung der den großen Körperſchaften der nationalen Vertretung Wet fe vorfanden, und das in ununterbro- 

Abg. Seyffardt: Die Rede des Kultus- Eiſenbahnbeamten auf das Farbenunterſcheidungs⸗ für dle Befeſtigung der republikaniſchen Einrichlun⸗ che ner Reihenfolge ſchon ſeit dem Jahre 
miniſters hat an dieſer (linken) Seite fo gezündet, ven mögen hat ſich ergeben, daß durchſchntblich 0,44 (gen gewonnen; der Kampf um das Daſein der] 1848 an, wir erinnern nur an die Juſerten und 
daß jeder Zuſatz ihre Wirkung ſchwächen würde.] Prozent der Stationsbeamten, 0,90 Prozent der] Republik iſt einſtwellen ſiegreich beendigt und die Artikel über den Herrn Spatz von Plechpfeiffer. 
Aus dem Herzen des Volkes hat ſich auch gar kein] Rangiver, 0,45 Prozent der Zugbegleitungsbeamten, Bahn für weitere Entwickelung derſelben iſt frei ge⸗ Dies das Eine. Wenn der „General-Anzel⸗ 
Widerſtand gegen die Ertseilung des Riligionaunter- | 0,85 Prozent der Lokomotivbramten, 0,30 Prozent] macht. Um jo mehr wird die Frage in den Vor- ger“ dann zum Zwetten ſeinen Artilel mit den 
richts durch die Lehrer geltend gemacht, den hat im- der Bahnmeiſter, 0,90 Prozent der Bahnwürter] dergrund treten, in welcher Richtung dieſe Entwide- | Wortin ſchließt: „In welchem Maße Herr N. 
mer nur die Agllatlon hervorgerufen. (Widerſpruch und 0,62 Propnt der Weichenſteller das Farben ⸗ lung geſchehen ſoll, ob nach dem Sinne der alten 
im Centrum. Sehr richtig! links.) Das iſt eln] Unterſcheirungsvermögen nicht beflgen. 8 eigentlichen Republikaner in entſchieden demokraltſcher 
Zeichen, daß die Falk'ſche Volksſchule tücht'; ar- Berlin, 15. Januar. Der dem En Richtung oder nach dem Sinne der Mehrzahl der 


„machen, daß bekunden gewiſſe Vorgänge in Frauen 


beiset. Das Jalt'ſche Regiment hat lange genug ge- vorliegende Geſetzentwurf, betreffend die „Strafge⸗ neu gewonnenen Republikaner, welche mit dem ver 
wirkt, daß Sie (die Ultramontanen) die Schule nie- walt des Reichstages über feine Mitglieder“, wird ſtorbenen Thiers die Republik nicht aus Neigung, 
mals wieder in Ihre Hände bekommen werden. Die früher, als man geglaubt hätte, zur parlamentarl⸗ſondern nur als die unter den Verhältniſſen Frank⸗ 
Stadtverordnetenwahlen haben den Ultramontanen ſchen Behandlung kommen, und zwar im Abgeord. reichs allein mögliche Verfaſſung, und unter der 
ebenfalls gezeigt, daß three Herrſchaft zu Ende] netenhauſe. Es tft nämlich geſtern in ſpäter Adend- | Voraus ſetzung angenommen haben, daß es eine 
gebt und gerade die Volksſchule war der Punkt, ſtunde Seitens des Centrums ein überaus gejchidter | „Eonferoative Republik“ wide und Frankreich eine 
welcher die Verbindung mit den Liberalen ver-] Antrag in das preußiſche Abgeordnetenhaus in Sa- neue Zeit ruhiger und gedeihlſcher Entwickelung ge- 
mittelte. chen Des Reichsg⸗ſetzts wegen der parlamentariſchen währe. Bis jetzt find die Bemühungen aller lei⸗ 
Abg. Löwe Gochum): Die in der letzten] Redefreiheit eingebracht worden. Der Antrag lautet tenden Kräfte darauf gerichtet, dieſe letztere Hoff⸗ 
Zett zu Tage getretenen Ausſchreitungen find etne | wie folgt: nung zu erfüllen; inwieweit es gelingen wird, den 
allgemeine Krankheit; man ſtellt maßloſe Anſprüche Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen:] demokratiſchen Eifer der grundſätzlichen Republikaner 
an die Allgemeinheit, ohne ſich der korrelaten Pflich-[Die Königliche Staatsregierung aufzufordern, die zu mäßigen und niederzuſchlagen, müſſen die kom⸗ 
ten bewußt zu ſein. Aus der misera eontribuens | Bevollmächtigten Preußens zum Bundesrathe des menden Jahre lehren. Weitere entſcheidende Ent⸗ 
plebs find vollberechtigte Staatsbürger geworden, | deutschen Reichs dahin zu inftruiren, daß fie dem | wickelungen werden jedoch kaum vor dem im nächſten 
durch ihre Abgeordneten mehr oder weniger] dem Bundesrathe vorgelegten Gefegentwurf vom 31. | Jahre bevorſtehenden Ablaufe der jetzigen Präſident⸗ 
Einfluß auf die Geſtaltung des Staates haben. Iſt] Dezember 1878, „betreffend die Strafgewalt des ſchaft zu e barten ſein.“ 
der Religionsunterricht dieſen Entwickelungen gefolgt? ] Reichstages über feine Mitglieder“, ihre Zuſtimmunz — Aus Braunſchweig wird der „Magdeb. 
Er bewegt ſich noch immer auf dem Boden der pa- nicht erthrilen. Berlin, den 14. Januar 1879. Ztg.“ geſchrieben: 
triarchaliſchen moſalſchen Geſetgebung, die von Ge- Freiherr v. Heeremann. Unterſtützt durch: (folgen Das Regentſchaftsgeſetz ſoll bereits in Druck 
meinden und Staaten nichts wußte. Auf diefem | die Unterſchriften der Centrumsmtiglteder). gelegt fein und wird den Mitgliedern der Landes- 
Gebiete iſt keine Gleichgültigkeit eingetreten; den Dadurch wird es möglich, bereits im Landtag | Verſammlung demnächſt zugeben. Ich höre darüber, 
Dieb und Ehebrecher verurtheilt wan allgemein; und vor Abſtimmung im Bundesrath den Geſetz-Tohne die Gewähr für das Geſagte zu übernehmen, 
aber gegen ſtaatszerſtörende Theorien iſt man völlig] entwurf parlamentariſch zur Sprache zu bringen. Folgendes: 
gleichgültig; ja, man Lolettirt mit ihnen bis in die Es wird übrigens Seitens der Centrums partet be⸗ Wenn beim Tode des regierenden Herzogs die 
höchſten Kreiſe hinein in geiſtreichem Spiel. Man abſichtigt, in allen Einzellandtagen deutſcher Staa-Throanachfolge noch ungeregelt iſt, tritt eine Re- 
erkennt den Saß an: Seid unterthan der Obrig- ten, in denen die Centrumspartei eine ſtarke Ver- gentſchaft ein, welche aus dem Minifterlum, dem 
keit, die Gewalt über Euch hat; denn fie iſt von] tretung beſizt, parallele Anträge einzubringen. Landtags- Präfldenten und einem dem Richterſtar de 
Golt eingeſetzt. Ja aber, ob fie von Gott eingeſetzt] Wahrſcheinlich wird der Antrag bereits in den näch⸗ angehörenden Beamten (och wohl der Borfigende 
iſt, ſieht man daran, ob fie Grwalt hat, und bas ſten Tagen auf die Tagesordnung des Abgeorbne- des Obergerichts reſp. des Oberlandesgerichts) be⸗ 
wollen wir erſt probiren. Man muß in der Pflichten -I tenhauſes geſetzt werden. Als Vertheldiger des An- ſteht. Die dem Herzoge vom Lande gezahlten Hof⸗ 
lebre weit über die moſatſchen Gebote hinausgehen, trages im Plenum wird zunachſt der Freiherr von] baltungskoſten werden fortgezahlt und im Landes- 
deſonders wenn Leute im geiſtlichen Amte die So- Heeremann, eines der beliebtefien und maßvollſten Jntereſſe verwendtt. Nach Ablauf einer beſtimmten 
Maldemokratie brkampfen, indem ſie dieſelbe Saat] Mitglieder des Centrums, auftreten. Friſt wählt vie Regentſchaft, falls auch bis dahin 
des Neldes und Haſſes zwiſchen den einzelnen Ge⸗ — Die heute ausgegebene „Provinzlal Korre-] die Thronfolge noch nicht erledigt iſt, einen Regenten, 
ſellſchaftsklaſſen ausſtreuen. Der Unterrichtsminiſter ſpondenz“ ſchreibt: der den regierenden deutſchen Fürſtenhäuſern an⸗ 
ſollte ſeinen Einfluß auf die Kirchenbehörden dahin „Die Voclage über die Strafgewalt des Reichs⸗ gehört. 
geltend machen, daß in dem Religionsunterricht dieſe tages hat in der Priſſe eine lebhafte Bewegung Ob der Herzog von Cumberland in dem Geſetz 
Pflichten gegen den Staat zur Erkenntniß gebracht hervorgerufen: auf liberaler Seite und namentlich | erwähnt wird, weiß man nicht, jedenfalls ſoll von 
werden. in der Preſſe dec Fortſchrtttspartet iſt man bemüht, der Wahl eines Thronfolgers ſeitens der Regent⸗ 
Damit ſchlteßt die Debatte, die Titel werden] die Abſicht und das Streben des Reichskanzlers bei] ſchaft nicht die Rede fein. Man ſcheiut alſo dem 
genehmigt. dem Entwurf als gegen die Würde der Reichsver⸗Herzoge von Cumberland den Thron offen halten zu 
Schluß 4½ Uhr. tretung und gegen die parlamentariſche Redefreiheit] wollen. 
Nächſte Sitzung: Donnerſtag 12 Uhr. gerichtet darzuſtellen. Man findet es verletzend für 
T.-O.: Antrag Schorlemer betr. Maßregeln] den Reichstag, daß die Regierung nicht ihm ſelber 


„Staptgeſpräch bildeten, und die fein Beſtreben, die 
„Moralität durch die Preſſe zu fördern, etwas 
„eigenthümlich beleuchten“, fo bietet Herr R. Graß⸗ 
mann hiermit öffentlich eine Belohnung 
von 300 Mark dem, der thatſächlich 
nachweiſen kann, daß er in Fragendorf, wo⸗ 
hin er ſeit etwa 30 Jahren in den Nachmittags- 
Stunden von 2—4 Uhr zu gehen pflegt, um Kaffee 
zu trinken und ſich dort zu erholen, irgend eine 
Unſittlichkeit begangen habe. Schon früyer hatte 
der „Gen.⸗-Anz.“ ähnliche gemeine Verbächtigungen 
unſittlichen Inhaltes gebracht, aber ohne einen Na- 
men zu nennen; Herr Graßmann konnte deshalb 
nicht gegen denſelben klagen. Jetzt hat er glück 
licherweiſe den Namen genannt, unſere Leſer wollen 
es daher Herrn R. Graßmann nicht verdenken, 
wenn er diesmal vicht viel Umſtände macht, ſondern 
die Theilnehmer an dieſer Verleumdung auf kürze⸗ 
ſtem Wege dem Strafrichter überglebt. Die 
beliebte Art des „General-Anzeigers“, einen Geg⸗ 
ner erſt anonym zu verdächtigen und dann gegen⸗ 
ſtandslos zu verleumden, verdient endlich einmal 
eine durchgreifende Strafe. Welchen Auſpruch an 
„Sittlichkeit“ der „General-Anzeiger“ bet dieſer ſei⸗ 
ner Weife, mit Hülfe von anonymen Verdächtigun⸗ 
gen und grundloſen Verleumdungen zu kämpfen, 
nochzumachen wagen darf, überlaſſen wir ganz dem 
Ermeſſen des Publikums. 

Greifswald, 14. Januar. In der heute ber 
endeten zweitägigen Schwurgerichtsverhandlung wurde 
der Lehrer Tode aus Wieck bei Gützkow des 
Gattenmordes für ſchuldlg erklärt. Die kgl. Staats⸗ 
anwaltſchaft beantragte die Todesſtrafe. Der Ge⸗ 
richtshof erkannte demgemüß unter Aberkennung der 
bürgerlichen Chrenrechte. 

Cöslin, 14. Januar. Wie berichtigend mit⸗ 
getheilt wird, iſt das von uns geſtern erwähnte 
Jagdunglück nicht auf dem Rogzower, ſondern dem 
Gollendorfer Jagdterrain paſſirt. 


Vermiſchtes. 

— Ein Nachkomme des großen Aſtronomer 
ein gewiſſer Valentin Kopernikus — fo wenigſtens 
giebt er ſeine Descen denz an — lebt in Shitomir 
und betreibt das Schuſtergewerbe. An ſeiner Wand 


Provinzielles. 


den Wucher. die etwa erforderlichen Schritte zur Verbeſſerung feiner Stettin, 16. Januar. Im Abgeordnetenhauſe 2 
> inneren Disziplin überlaſſe, — der Verſuch zur [it nunmehr ber Bericht über das Kommunal E322 ͤ ·˙ 0 Wähnherun u 
Dent ſchland. Regelung durch ein förmliches Geſetz ſei eine Ab⸗ſteuergeſet zur Berthetlung gelangt. Fol⸗ Telegraphiſche Depeſchen. 


Berlin, 15. Januar. Die Einberufung weichung von der Reichsverfaſſung, welche die Re⸗ gende Aenderungen an der Regterungsvorlage bat 
des Reichstages wird vorausſichtlich in der erſten gelung der Disziplin im Reichstage dieſem allein die Kommiſſton vorgenommen: Die Neueinführung 
Halfte des Februar erfolgen. Dieſer frühe Termin auf dem Wege der Geſchäftsordnung zuweiſe, — der Schlacht- und Mahlſteuer, der Beſteuerung der 
iſt gewählt worden einmal mit Rückſicht auf den] man weiſt mit einer grwiſſen Entrüſtung die Her- eingeführten Brennmaterlalten und ähnlicher den 
Wanſch der Reichsregierung, den beutj-öfterreichi- | einziebung des Strafrichters in die Angelegenheiten Verkehr im Innern des Landes beſchränkender Ab⸗ 
ſchen Handelsverteag jo bald als möglich in geſetz⸗ des Reichstages zurück, — man glaubt endlich in gaben (Ottrot) ſoll unzuläſſig fein. Dagegen 
lich Kraft zu ſehen, un dann wegen des Um- dem vorgeſchlagenen Gelege die Möglichkeit vorher⸗ wird im Gegenſatz zur Regterungsvorlage die Her- 
ſtaudeg, daß der Reichshaushaltsetat vor dem 1. ſehen zu muſſen, daß künftighin eine Mehrheit des anztehung der Dienſtgrundſtücke der Geiſtlichen, 
Apel feſtgeſtellt ee muß. Die meiſten Etats des Reichstages die Minderheit zu unterdrücken verſuche Kirchendiener und Elemenkarſchulen zu den Gemeinde 
Reichs aus hal!“ werben wahiſchetulich noch im Laufe Se ſebhaft und erregt die Vorlage in dieſen Rich- Abgaben, ſowit die Heranziehung der Reichs beamten, 

vieſer Woche dem Bundes rath zugehen. tungen (sprochen und im voraus als abſelut un- ber unmittelbaren und mitteldaren Staats⸗ und Hof- 

Das „Bre nſchw. Tageblatt“ erzählte kürz⸗ annehmbar bezeichnet wird, fo dürfte doch dieſe erſte] beamten, der Geiſtlichen, Kirchendlener und Elemen ⸗ 


Wien, 15. Januar. Zur Aufrechterhaltung 
der gänzlich unbegründeten Nachricht, daß deutſcher⸗ 
felss wegen der Sprache der Wiener Blätter über 
den Geſetzentonrf bel und die Strafgewalt ves 
deutſchen Reichstages unjerem auswärtigen Ante 
Schritte erfolgt jeten, wird tft gegenüber dem Ber⸗ 
liner offiztoͤſen Dementi behauptet, daß Prinz Reuß 
aus eigenem Erweſſen Vorſtellungen gemacht habe. 
Dieſe, ſowie jede Behauptung von Borſtellungen 
oder Unterhandlungen des Prinzen Reuß in 
der fraglichen Angelegenheit find abjelut unbe⸗ 


gründet, 0 


„Graßmann berechtigt iſt, ſich zum Sittenrichter zu 


„dorf, die bis in die neueſte Zeit das allgemeine 
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